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Nr. !2.
Gesetz für das Land Oldenburg zur Änderung des Gesetzes für das

Land Oldenburg zur Ausführung des Gesetzes über den Fi¬
nanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Olden¬
burgisches Finanzausgleichsgesetz) vom 27. Februar 1934.

Oldenburg , den 22. Februar 1935.

Das Oldenburgische Staatsministerium hat das fol¬
gende Gesetz beschlossen:

Artikel l.

Dem Z 20a des Gesetzes für das Land Oldenburg
zur Ausführung des Gesetzes über den Finanzausgleich
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zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Oldenburgisches
Finanzausgleichsgesetz ) vom 27. Februar 1934 werden
folgende Absätze 4 und 5 nachgefügt:

(4) Der Ausgleichsstock wird begrenzt für den Lan¬
desteil Oldenburg auf 85 o. H. und für den Landesteil
Birkenfeld aus 50 v. H. des durch den Staatszuschuß und
den Eemeindeanteil an der Reichseinkommen- und Kör-
perschaftssteuLr nicht gedeckten Aufwandes.

(5) Etwaige für den Ausgleichsstock nach Abs. 1—4
nicht benötigte Beträge fließen in den Ausgleichsstock für
1935/36.

Artikel II.

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung ab 1. April 1934
in Kraft.

Oldenburg , den 22. Februar 1935.

Staatsiiiiiiisteriuiii.

(Siegel .) Pauly.

Im Namen des Reichs verkünde ich das vorstehende
Gesetz, dem die Reichsregierung ihre Zustimmung erteilt
hat.

Oldenburg , den 22. Februar 1935.

(Siegel .)

Der Neichsstatthalter.
Rover.
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Ar. 13.
Gesetz für den Freistaat Oldenburg zur Ausführung des Gesetzes

über den Finanzausgleich zwischen Reich , Ländern und Ge¬
meinden (Oldenburgisches Finanzausgleichsgeseh ) .

Oldenburg , den 22 . Februar 1935.

Das Oldenburgische Staatsministerium hat das fol¬
gende Gesetz beschlossen:

8 1.
(1) Die nach dem Reichssinanzausgleichsgesetz auf

das Land Oldenburg entfallenden Anteile an den Auf¬
kommen an Einkommen - und Körperschaftssteuer werden
für die drei Landeskassen vereinnahmt.

(2) Von der Einkommensteuer erhalten in den Lan¬
desteilen Oldenburg und Lübeck die Landeskassen vier
Siebentel , die Gemeinden drei Siebentel , in dem Landes¬
teil Birkenfeld die Landeskasse drei Siebentel , die Ge¬
meinden vier Siebentel ; von der Körperschaftssteuer er¬
halten die drei Landeskassen drei Siebentel , die Gemein¬
den vier Siebentel . Der Gemeindeanteil wird nach dem
Verhältnis der Einkommen - und Körperschaftssteuer -Nech-
nungsanteile , die reichsgesetzlich jeweils für die Berech¬
nung des Schlüsselanteils des Landes an der Einkommen-
und Körperschaftssteuer maßgebend sind, verteilt . Für
die Verteilung der Eemeindeanteile werden die Ein¬
kommen - und Körperschaftssteueranteile der Gemeinden,
bei denen Erenzberichtigungen vorgenommen sind , nach
dem Verhältnis der Bevölkerungszahl dem Rechnungs¬
anteil der Gemeinden hinzugerechnet , denen infolge Erenz-
berichtigung Eemeindeanteile zugelegt sind.

8 2.
(1) Das nach dem Reichsfinanzausgleichsgesetz auf

das Land Oldenburg entfallende Aufkommen an Grund-
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erwerbsteuer wird für die drei Landeskassen vereinnahmt
und von diesen im Landesteil Oldenburg den Amtsver¬
bänden , in den Landesteilen Lübeck und Birkenfeld den
Landesverbänden zur Hälfte zugeführt . Die Amtsver¬
bände des Landesteils Oldenburg sowie die Landesver¬
bände der Landesteile Lübeck und Birkenfeld haben einen
Zuschlag zur Grunderwerbsteuer in Höhe von 2 v. H.
zu erheben.

(2) Die erforderlichen Beschlüsse werden durch dieses
Gesetz ersetzt.

8 3-
Die dem Lande Oldenburg nach dem Neichsfinanz-

ausgleichsgesetz zufliestenden Anteile an der Umsatzsteuer,
der Reichskraftfahrzeugsteuer , der Rennwettsteuer , der
Biersteuer und der Mineralwassersteuer sind an die drei
Landeskassen abzuführen.

8 4.
Von den Eingängen an Umsatzsteuer verbleiben zwei

Fünftel den Landeskassen, die übrigen drei Fünftel bilden
den Gemeindeanteil . Der Gemeindeanteil wird vom
Minister des Innern an die Gemeinden und Gemeinde¬
verbände zur Hälfte nach der Beoölkerungszahl und zur
Hälfte nach den für die Verteilung der Einkommen- und
Körperschaftssteuer maßgebenden Verteilungsschlüsseln
(Z 1 Abs. 2 Satz 2) verteilt , und zwar erhalten im Lan¬
desteil Oldenburg die Amtsverbände und in den Landes¬
teilen Lübeck und Birkenfeld der Landesverband ein
Drittel und die Gemeinden zwei Drittel.

8 5-
Von dem Ergänzungsanteil an der Einkommen- und

Körperschaftssteuer nach ß 35 des Reichsfinanzausgleichs¬
gesetzes erhalten die Landeskassen drei Siebentel , die Ge-



meinden vier Siebentel ; von dem Zusatzergänzungsanteil
an der Einkommen- und Körperschaftssteuer nach K 35
des Reichsfinanzausgleichsgesetzes erhalten die Landes-
kasse Birkenfeld drei Siebentel und der Landesverband
Birkenfeld vier Siebentel.

8 6.
fl ) Die Gemeinden sind berechtigt, Zuschläge zur

Grundsteuer und zur Gebäudesteuer zu erheben, und
zwar
a) im Landesteil Oldenburg:

zur Grundsteuer bis zu 300 v. H.,
zur Gebäudesteuer bis zu 120 v. H.,

b) im Landesteil Lübeck:
zur Grundsteuer bis zu 375 v. H.,
zur Gebäudesteuer bis zu 125 v. H.,

c) im Landesteil Birkenfeld:
zur Grundsteuer bis zu 330 v. H.,
zur Gebäudesteuer bis zu 110 v. H.

der einfachen staatlichen Steuer des Rechnungsjahres.
(2) Die nach Z 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Fest¬

stellung der Haushaltspläne des Landes Oldenburg für
das Rechnungsjahr 1935 (Haushaltsgesetz ) vorgenommene
Senkung der landwirtschaftlichen Grundsteuer und Ee-
bäudesteuer kommt für die Berechnung der Zuschläge nicht
in Betracht.

8 7.
(1) Die für in den Rechnungsjahren 1924 bis 1930

bezugsfertig gewordenen Wohngebäude zu zahlenden Zu¬
schläge zur Grundsteuer und zur Gebäudesteuer werden um
57 v. H. gesenkt.

(2) Von der Senkung ausgenommen sind Wohnge¬
bäude, für die die staatliche Grundsteuer und Eebäude-
steuer nach H 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Feststellung



28

der Haushaltspläne des Landes Oldenburg für das
Rechnungsjahr 1935 (Haushaltsgesetz ) gesenkt Wird.

(3) Der Minister der Finanzen entscheidet endgültig
darüber , ob die Voraussetzungen für die Senkung nach
Abs. 1 erfüllt sind.

8 8.
(1) Die in den letzten 10 Jahren in Kultur genom¬

menen Flächen sind bis zu 15 ba auf Antrag des Steuer¬
pflichtigen von den Eemeindezuschlägen zur Grundsteuer
freizustellen.

(2) Der Antrag mutz innerhalb einer von der Ge¬
meinde zu setzenden Frist gestellt werden , die mindestens
14 Tage , vom Tage der Bekanntmachung an gerechnet,
betragen mutz.

8 9-
(1) Die Gemeinden sind berechtigt, eine Eewerbe-

ertragssteuer nach Matzgabe des Geroerbesteuerrahmen-
gesetzes zu erheben, und zwar in den Gemeinden der
Landesteile Oldenburg und Lübeck bis zu 75 v. H. und
im Landesteil Birkenfeld bis zu 65 v. H. des der staat¬
lichen Ertragssteuer zugrundeliegenden Steuermetzbe¬
trages.

(2) Der Umlagesatz erhöht sich um 20 vom Hundert
für Versicherungs -, Bank -, Kredit - und Waren -Handels-
unternehmllngen , die in einer Gemeinde eine Betriebs¬
stätte unterhalten , ohne in dieser Gemeinde ihre Betriebs¬
leitung zu haben , für die in diesen Gemeinden belegenen
Betriebsstätten (Z 23 Abs. 2 des Eewerbesteuerrahmen-
gesetzes, Filialsteuer ) .

(3) Steuergegenstände , die im Eigentum des Reiches,
des Landes Oldenburg oder einer Gemeinde oder einer
anderen Körperschaft , Stiftung oder Anstalt des öffent¬
lichen Rechts stehen, oder deren Erträgnisse ausschließlich
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dem Reich, dem Lande Oldenburg , den Gemeinden oder
anderen Körperschaften , Stiftungen oder Anstalten des
öffentlichen Rechts zufließen, sind von der Eewerbeer-
tragssteuer freigestellt.

8 10.
Bei der Erhebung von Zuschlägen zu den Steuern

von Grundvermögen und bei der Erhebung der Ge¬
werbeertragssteuer darf die Eewerbeertragssteuer höch¬
stens doppelt so stark herangezogen werden wie die
Grundsteuer und umgekehrt ; bei der Berechnung sind
0,2 v. H . des Steuermeßbetrages der Gewerbeertrags-
steuer 1 v. H . des Erundbetrages der ungesenkten staat¬
lichen Grundsteuer gleichzusetzen.

8 11-
(1) Wenn eine Gemeinde anstelle der Zuschläge zur

Grundsteuer oder zur Gebäudesteuer oder neben solchen
Zuschlägen besondere Steuern vom Grundbesitz erhebt , so
gelten die in den ZZ 6 und 10 vorgeschriebenen Höchst¬
grenzen für das Jahresaufkommen der besonderen Steuer
oder für den Betrag , der sich aus der Zusammenrechnung
des Jahresaufkommens der besonderen Steuer und der
Zuschläge ergibt . Das Staatsministerium bestimmt bei
der Entscheidung über die Genehmigung der Steuerord¬
nung , ob und wie weit die Höchstgrenze unter Berücksichti¬
gung der Vorschriften des Z 8 des Reichsfinanzausgleichs¬
gesetzes und der besonderen Verhältnisse der Gemeinde
überschritten werden darf.

(2) ß 7 dieses Gesetzes findet entsprechende Anwen¬
dung.

8 12.
(1) Die Gemeinden sind berechtigt, Zuschläge zu der

Steuer vom bebauten Grundbesitz bis zur Höhe von
100 o. H. der jeweilig zur Hebung kommenden staat¬
lichen Steuersätze zu erheben.



(2) Die Bestimmungen der Gesetze für die drei Lan¬
desteile , betreffend die Erhebung einer Steuer vom be¬
bauten Grundbesitz, find entsprechend anzuwenden . Die
in diesen Gesetzen vorgesehene Erstattung und Anrechnung
laufender Geldverpflichtungen bleiben jedoch bei der Be¬
rechnung der Zuschläge der Gemeinden außer Betracht.
Soweit die zu erstattenden oder anzurechnenden laufenden
Geldverpflichtungen die staatliche Steuer vom bebauten
Grundbesitz übersteigen , ist der Zuschlag der Gemeinden
.anteilmäßig zu kürzen.

8 13.
(1) Die Ortsgenossenschaften , die ihren Bedarf aus

eigenen Einnahmen nicht decken können, haben das Recht,
neben dem von den Gemeinden nach Z 6 dieses Gesetzes
erhobenen Zuschlag zur Eebäudesteuer einen weiteren Zu¬
schlag zu erheben, der jedoch 100 v. H. des Grundbetrages
der staatlichen Steuer nicht übersteigen darf.

(2) ßZ 6 und 7 dieses Gesetzes finden entsprechende
Anwendung.

8 14.
(1) Die Amtsverbände im Landesteil Oldenburg

und die Landesverbände in den Landesteilen Lübeck und
Birkenfeld sind verpflichtet , bei Veräußerung von Grund¬
stücken auf Grund einer Steuerordnung eine Wertzu¬
wachssteuer zu erheben. Für die Amtsverbände im Lan¬
desteil Oldenburg behält die vom Minister des Innern
aufgestellte und veröffentlichte Mustersteuerordnung wei¬
terhin Geltung . Für die Landesoerbände der Landes¬
teile Lübeck und Birkenfeld stellt der Minister des Innern
eine Mustersteuerordnung auf , die durch Bekanntmachung
in den für amtliche Bekanntmachungen bestimmten Nach¬
richtenblättern verbindliche Kraft erhält . Änderungen
der Mustersteuerordnungen können durch den Minister des
Innern vorgenommen werden.
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(2) Die steuerberechtigten Amtsoerbände und Lan¬
desverbände müssen die Veranlagung der Steuer im
Wege der Vereinbarung durch die Finanzämter vorneh¬
men lassen. In diesem Falle ist die Steuer von den Fi¬
nanzämtern unbeschadet der im 8 33 der Mustersteuerord¬
nung bestimmten Strafmatzstäbe nach den Vorschriften der
Reichsabgabenordnung und den zu ihrer Durchführung,
Ausführung , Abänderung usro. ergangenen und noch er¬
gehenden Bestimmungen zu verwalten . Wegen der Zu¬
lässigkeit der Rechtsmittel , der Rechtsmittelverfahren und
der Losten des Verfahrens finden dann die Vorschriften
der ZZ 228"bis 324 der Reichsabgabenordnung Anwen¬
dung, jedoch tritt in den Fällen , in denen nach der Reichs¬
abgabenordnung die Zuständigkeit des Reichsfinanzhofes
zur Entscheidung begründet ist, an dessen Stelle das
Oberverwaltungsgericht Oldenburg , für das Verfahren
finden aber auch in diesen Fällen die Vorschriften der
Reichsabgabenordnung entsprechende Anwendung.

8 15.
fl ) Die Gemeinden sind berechtigt, zu Zwecken der

öffentlichen Wegeunterhaltung eine durch Statut einzu¬
führende Steuer für die Benutzung der Wege durch Fahr¬
zeuge (Wegesteuer ) zu erheben. In Amtsbezirken , in
denen Amtswege vorhanden sind, haben neben ihnen die
Amtsoerbande für ihre Wege dieselbe Berechtigung,
ebenso die Landesverbände in den Landesteilen Lübeck
und Birkenfeld.

(2) Die Steuer ist in den Landesteilen Oldenburg
und Lübeck nach den Bestimmungen der Wegeordnungen
dieser Landesteile über die Verteilung der Losten der
Unterhaltung der befestigten Gemeindewege umzulegen,
jedoch treten an die Stelle der Eesamtsteuer die Grund¬
steuer und die Gebäudesteuer . Auch im Landesteil Bir¬
kenfeld ist die Steuer nach der Grundsteuer und der Ge-
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bäudesteuer umzulegen. Die Steuer ist bei landwirtschaft¬
lichen Betrieben von dem Inhaber des Betriebes zu

entrichten.
(3) Bei gewerblichen und anderen nicht landwirt¬

schaftlichen Betrieben , in denen Fahrzeuge gehalten wer¬
den, ist die Steuer nach Fahrzeugen oder nach Zugtieren
umzulegen . Das gleiche gilt für gewerbliche Nebenbe¬
triebe der Landwirtschaft , wie Ziegeleien , Brennereien,
Molkereien , Torfgräbereien usw., sowie für Privatper¬
sonen, die Fahrzeuge oder Zugtiere halten.

(4) In den Landesteilen Lübeck und Birkenseid sowie

in denjenigen Amtsbezirken , in denen die Wegesteuer von
den Amtsoerbänden erhoben wird , sind die Gemeinden

auf Verlangen der Gemeindeverbände zur unentgeltlichen
Mitwirkung bei der Verwaltung der Steuer und zu ihrer

Hebung verpflichtet.

8 16.

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände , die

eine Wegesteuer nach Z 15 eingeführt haben , sind berech¬

tigt , zu Zwecken der öffentlichen Wegeunterhaltung auf
Grund eines einmaligen Beschlusses mit Genehmigung
des Ministers des Innern Zuschläge zur Grundsteuer und

zur Eebäudesteuer in gleicher Höhe , wie sie nach Z 15

Abs. 2 für die Wegesteuer vorgesehen sind, zu erheben.
Die Vorschriften der ZZ 6 und 10 finden keine Anwen¬
dung.

(2) Tritt die Steuerpflicht sowohl nach Abs. 1 wie

nach Z 15 Abs. 1 bis 3 ein, so ist der geringere Steuer¬
betrag auf den jeweils höheren anzurechnen. Bei land¬

wirtschaftlichen Betrieben ist der Eigentümer insoweit von
der Steuerpflicht nach Abs. 1 freizustellen, als ein anderer

Betriebsinhaber für denselben Grundbesitz nach 8 16

Abs. 2 heranzuziehen ist.



(1) Die Amtsverbände und die Landesverbände sind
verpflichtet, Vergnügungssteuern gemäß den vom Reichs¬
rat erlassenen Bestimmungen über die Vergnügungssteuer
zu erheben. Im Landesteil Oldenburg haben die Amts¬
verbände ihre Gemeinden mit der Hälfte , in den Landes¬
teilen Lübeck und Birkenfeld die Landesverbände ihre
Gemeinden mit zwei Drittel des örtlichen Aufkommens
zu beteiligen.

(2) Die Gemeinden sind verpflichtet , bei der Ver¬
waltung und Hebung der Steuern unentgeltlich mitzu¬
wirken.

8 18.
(1) Die Amtsverbände im Landesteil Oldenburg,

der Landesverband im Landesteil Lübeck und die Bür¬
germeistereien im Landesteil Birkenfeld sind verpflichtet,
gemäß den Vorschriften des 2. Abschnitts der Verordnung
nung des Reichspräsidenten zur Behebung finanzieller
wirtschaftlicher und sozialer Notstände vom 26. Juki 1930
(Reichsgesetzbl. I S . 311 ) in der Fassung des Z 15 Ka¬
pitel 4 der Verordnung des Reichspräsidenten über Maß¬
nahmen auf dem Gebiete der Finanzen , der Wirtschaft
und der Rechtspflege vom 18. März 1933 fReichsgesetzbl. I
S . 109,115 ) eine Steuer auf den örtlichen Verbrauch von
Bier (Eemeindebiersteuer ) auf Grund einer Steuerord¬
nung zu erheben. Die Amtsverbände und der Landes¬
verband Lübeck haben ihre Gemeinden nach der Beoölke-
rungszahl mit der Hälfte des Aufkommens zu betei¬
ligen; die Stadtgemeinden werden mit dem Doppelten
ihrer Einwohnerzahl angesetzt. Die Gemeinden sind ver¬
pflichtet, bei der Verwaltung und Hebung der Steuer un¬
entgeltlich mitzuwirken.

(2) Die vom Minister des Innern aufgestellte und
veröffentlichte Musterstellerordnung für die Amtsverbände
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im Landesteil Oldenburg und die Bürgermeistereien im
Landesteil Birkenfeld behält auch weiterhin Geltung . Für
den Landesverband im Landesteil Lübeck stellt der Mi¬
nister des Innern eine Musterfteuerordnung auf , die durch
Bekanntmachung in den für amtliche Bekanntmachungen
bestimmten Nachrichtenblättern verbindliche Kraft erhält.
Änderungen der Mustersteuerordnungen können durch den
Minister des Innern vorgenommen werden.

8 19.
Die Amtsverbände im Landesteil Oldenburg , die

Landesverbände in den Landesteilen Lübeck und Birken¬

feld sind berechtigt, eine Steuer von der Erlangung der
Erlaubnis zum ständigen Betriebe der Gastwirtschaft,
Schankwirtschaft oder des Kleinhandels mit Branntwein
(Schankerlaubnissteuer ) auf Grund einer Steuerordnung
zu erheben. Soweit Gemeinden bereits eine Schanker¬
laubnissteuerordnung eingeführt haben , tritt diese mit
der Einführung der Steuer durch den Amtsverband
— Landesverband — außer Kraft.

, 8 20 .

Die Amtsverbände im Landesteil Oldenburg , die
Landesverbände in den Landesteilen Lübeck und Birken¬

feld sind berechtigt, auf die Ausübung der Jagd eine
Steuer auf Grund einer Steuerordnung zu erheben.

8 21.
(1) Die Gemeinden sind berechtigt , vorbehaltlich der

in diesem Gesetz gegebenen Einschränkungen, Steuern,
Beiträge , Gebühren jeder Art , Naturaldienste und Kur-
taren durch Statut zu beschließen.

(2) Die Bestimmungen des Gesetzes für das Herzog¬
tum Oldenburg vom 5. März 1897 , betreffend Erhebung
einer Kurtaxe in Wangerooge , und des Gesetzes für das

Fürstentum Lübeck vom 5. März 1900 , betreffend Er-
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Hebung einer Kurtaxe in Niendorf , Klein -Timmendorfer
Strand , Scharbeutz und Haffkrug , und betreffend Bil¬
dung eines Ostseebäderfonds , und vom 7. November
1904, betreffend eine Kurtaxe in den zu den Ostseebädern
gehörigen Kur - und Badeorten , bleiben unberührt.

(3) Die Amtsverbänds und Landesverbände können
die Leistung von persönlichen Diensten und Natural¬
diensten zur Ausführung von Arbeiten für den Amts¬
verband oder Landesverband unter Wahrung der Grund¬
sätze der Nachbargleichheit abweichend von den Bestim¬
mungen der Artikel 51 und 52 der Eemeindeordnungen
für die Landesteile Oldenburg oder Lübeck oder des Ar¬
tikels 72 der Eemeindeordnung für den Landesteil Bir¬
kenfeld sowie abweichend von den Vorschriften der Wege¬
ordnungen für die Landesteile Oldenburg und Lübeck
oder des Wegegesetzes für den Landesteil Birkenfeld
durch Statut regeln.

s 22.
fl ) Ist eine Gemeinde trotz äußerster Einschränkung

ihrer Ausgaben und trotz voller Ausschöpfung ihrer Ein¬
nahmemöglichkeiten außerstande , ihren Haushalt auszu¬
gleichen, so muß ihr der übergeordnete Eemeindeverband
auf Antrag eine Beihilfe gewähren . Die Beihilfe kann
durch Gewährung von Zuschüssen oder Darlehen oder
mittels Bereitstellung von Pflegeanstalten oder in sonst
geeigneter Weise erfolgen.

(2) Diese Bestimmung gilt entsprechend für das
Verhältnis zwischen den Ortsgenossenschaften und den
Gemeinden, in deren Bezirk sie belegen sind.

(3) Das Staatsministerium erläßt Grundsätze über
die Gewährung der Beihilfen.

(4) Gegen die Entscheidung der Gemeinden und Ge-
meindeoerbände über die Gewährung einer Beihilfe kann
innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Beschwerde beim
Staatsministerium erhoben werden.
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8 23.

(1) Die Ausgaben der Amtsverbände und Landes¬

verbände und der Bürgermeistereien im Landesteil Vir-

kenfeld sind durch eigene Einnahmen , durch ihre Anteile

an Reichs- oder Landessteuern sowie durch ihre eigenen

Steuern und Abgaben zu decken.

(2) Ist mit den Einnahmen aus Abs. 1 ein Aus¬

gleich des Haushalts nicht zu erzielen, so ist der Fehl¬

betrag als Umlage auf die Gemeinden gemäß Abs. 3 zu

verteilen oder durch Zuschläge zu der vom Lande zur

Hebung kommenden Wohnungsnutzungssteuer bis zur

Höhe des staatlichen Steuersatzes zu decken.

(3)  Als Maßstab der Verteilung dienen:

а) Die Höhe des Jstaufkommens der den einzelnen Ge¬

meinden im vorhergehenden Rechnungsjahre zugewiese¬

nen Anteile an der Einkommen-, Körperschafts - und

Umsatzsteuer.
t>) 250 v. H. Zuschlag zur Grundsteuer nach dem Grund¬

betrag der einfachen staatlichen Steuer des Rechnungs¬

jahres , 100 v. H. Zuschlag zur Gebäudesteuer nach

dem Grundbetrag der einfachen staatlichen Steuer des

Rechnungsjahres , 60 v. H. des der staatlichen Ge-

werbeertragssteuer zugrundeliegenden Steuermeizbe-

trages des Vorjahres . K 6 Abs. 2 dieses Gesetzes gilt

entsprechend.
o) 100 o. H. Zuschlag zur Steuer vom bebauten Grund¬

besitz nach den im Vorjahre zur Hebung gelangten

staatlichen Steuersätzen.
б) Die Bürgersteuer in Höhe von 1 je Kopf der

Wohnbevölkerung nach der amtlichen Volkszählung

des Jahres 1933.
Die Umlage darf 15 v. H. des Gesamtbetrages des Um-

lagemaßstabes nicht übersteigen . Diese Begrenzung gilt

nicht für die Bürgermeistereien im Landesteil Birkenfeld.



s 24.
(1) Ist ein Amtsverband im Landesteil Oldenburgoder eine Bürgermeisterei im Landesteil Birkenfeld trotz

äußerster Einschränkung der Ausgaben und trotz voller
Ausschöpfung der Einnahmemöglichkeiten außerstande,den Haushalt auszugleichen, so hat der Amtsverband
gegen den Landesfürsorgeverband im Landesteil Olden¬burg (Landesausgleichsverband ) und die Bürgermeisterei
gegen den Landesverband Birkenfeld einen Anspruch auf
Beihilfe . Die Beihilfe kann durch Gewährung von Zu¬
schüssen oder Darlehen oder mittels Bereitstellung von
Pflegeanstalten oder in sonst geeigneter Weise erfolgen.

(2) Das Staatsministerium erläßt Grundsätze überdie Gewährung der Beihilfen.
(3) Gegen die Entscheidung des Landesfürsorgever-bandes bezw. des Landesverbandes über die Gewährungeiner Beihilfe kann innerhalb von 2 Wochen nach Zu¬

stellung Beschwerde beim Staatsministerium erhobenwerden.

8 25.
Die Ausgaben des Landesfürsorgeverbandes im

Landesteil Oldenburg (Landesausgleichsverband ) sind,
soweit sie nicht durch eigene Einnahmen gedeckt werden,
durch Umlagen auf die Amtsverbände aufzubringen . § 23Abs. 3 gilt entsprechend.

8 26.
(1) Dem Landesfürsorgeverband im Landesteil Ol¬

denburg (Landesausgleichsverband ) und den Landesver¬
bänden Lübeck und Birkenfeld werden zur Deckung ihrer
Ausgaben zugewiesen:
a) die noch verbliebenen Reserven aus den bisherigen

Notstöcken,
b) 20 v. H. der vom Reich für jeden Landesteil zur Über¬

weisung kommenden Wohlfahrtshilfe,



c) die vom Reich als Entschädigung überwiesenen Be¬

träge für den durch die Neuordnung der Bürgersteuer
verursachten Einnahmeausfall.

(2) Die nach Abs. 1 Ziffer c überwiesenen Beträge

sind in voller Höhe zu verteilen.
.8 27.

fl ) Zu den Ausgaben für das Diensteinkommen der

Lehrkräfte an den Volksschulen, Hilfsschulen und Volks¬

schulerweiterungsklassen werden in den Landesteilen Ol¬

denburg und Lübeck den Gemeinden , in dem Landesteil
Birkenfeld den Bürgermeistereien in den Haushalten da¬

für bereitzustellende Beihilfen aus den Landeskassen ge¬
währt . Die Beihilfen werden nach dem Verhältnis der

Summen der Diensteinkommen, die auf jede Gemeinde

(Bürgermeisterei ) entfallen und anrechnungsfähig sind,

aus die Gemeinden (Bürgermeistereien ) verteilt.
(2) Für die Anrechnungsfähigkeit gelten folgende

Grundsätze:
1. Berücksichtigt wird das Diensteinkommen der Zahl von

Volksschullehrerstellen, die erforderlich sind, wenn auf
6V Zinder eine Lehrkraft entfällt . Anstelle der Zahl

60 tritt für Stellen von Hilfsschullehrern die Zahl 30,

für Stellen von Lehrern an Volksschulerweiterungs¬
klassen die Zahl 45.

Stichtag für die Berechnung der Schülerzahl und

für die Berechnung der Diensteinkommen der Lehrkräfte
ist der 15. Mai 1935.

2. Schulkinder einer Gemeinde , die eine Volksschule, eine

Hilfsschule oder Volksschulerweiterungsklasfen einer
anderen Gemeinde oder eine gemeinsame Schule be¬

suchen, werden bei der Berechnung nach Ziffer 1 der

Aufnahmegemeinde oder der Gemeinde zugerechnet, in

der die gemeinsame Schule liegt.
3 . Ist die Zahl der Zinder der Volksschulen einer Ge¬

meinde durch 60 nicht teilbar , so wird angenommen,
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daß die nächsthöhere durch 60 teilbare Zahl von Kin¬
dern vorhanden wäre . Ziffer 1 Satz 2 gilt entspre¬
chend.

4. Sind in einer Gemeinde Volksschulen verschiedener Be¬
kenntnisse vorhanden , so sind die erforderlichen Lehrer¬
stellen für die Schulen jedes Bekenntnisses gesondert
zu berechnen.

5. Die gesonderte Berechnung nach Ziffer 4 gilt ent¬
sprechend für Landgemeinden und Stadtgebiete , die
wegen räumlicher Entfernung oder unzulänglicher
Wegeverbindungen mehrere Schulen desselben Be¬
kenntnisses unterhalten müssen.

6. Stellen und Diensteinkommen von Lehrern , die an
Schulen mehrerer Gemeinden beschäftigt sind, sind den
Gemeinden anteilmäßig anZurechnen.

7. Durch Beschluß des Staatsministeriums können beim
Vorliegen besonderer Verhältnisse ausnahmsweise
unter Abweichung von den vorstehenden Grundsätzen
weitere Lehrkräfte ungerechnet werden . Ms Stichtag
gilt der 15. Mai 1935.

8. Von dem gesamten Diensteinkommen der Volksschul¬
lehrer jeder Gemeinde bleibt der nach, dem Verhältnis
der Gesamtzahl der Lehrerstellen zu der Zahl der nicht
anröchnungsfähigen Lehrerstellen zu berechnende Teil
unberücksichtigt. Dies gilt für das Diensteinkommen
der Hilfsschullehrer und der Lehrer an Volksschuler¬
weiterungsklassen entsprechend.

9. Das Diensteinkommen der technischen Lehrkräfte wird
berücksichtigt, soweit sie vom Minister der Kirchen und
Schulen bezw. den Regierungspräsidenten nach dem
Stande vom 15. Mai 1935 als notwendig anerkannt
werden.

(3) Aus den für staatliche Beihilfen zu den Dienst¬
einkommen der Volksschullehrer im Haushalt der drei
Landeskassen zur Verfügung gestellten Summen können
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jungen Lehrkräften vorweg Unterhaltszuschüsse nach Richt¬
linien gewährt werden , die vom Minister der Kirchen
und Schulen aufgestellt werden.

8 28.

In die Haushalte der Landeskassen sind zum Lasten¬
ausgleich wegen der Kosten der für einen Staatszuschutz
anerkannten höheren Schulen , höheren Bürger -, höheren
Mädchen - und Mittelschulen der Gemeinden und der
Volksschulhausbauten sowie der Berufs -, Handels - und
höheren Handelsschulen , der landWirtschaftlichen Schulen
und der Wanderhaushaltungsschulen der Gemeinden und
Gemeindeverbände Beträge einzustellen, die nach den da¬
für aufzustellenden Grundsätzen zu ermitteln sind.

8 29.

fl ) Zum Ausgleich für die Volksschullasten wird für
jeden Landesteil ein Ausgleichsstock gebildet , aus welchem
die Ausgaben der Gemeinden (Bürgermeistereien ) für
Persönliche, nach Z 27 Abs. 1 und 2 anrechnungsfähige
Volksfchullasten, die ihren Anteil an der Neichseinkommen-
und Körperschaftssteuer übersteigen und durch Staatszu¬
schutz nicht beglichen werden , zu decken sind.

(2) Der Ausgleichsstock wird begrenzt für den Lan¬
desteil Oldenburg auf 85 v. H . und für den Landesteik
Birkenfeld auf 50 v. H. des durch den Staatszuschutz und
den Eemeindeanteil an der Reichseinkommen- und Kör¬
per sch aftssteu er nicht gedeckten Aufwandes.

(3) In den Ausgleichsstock fließen:
1) der Anteil der Gemeinden an dem ErZänzungsanteil

nach 8 35 des Reichsfinanzausgleichsgesetzes,
2) ein Drittel des Eesamtgemeindeanteils an der Um¬

satzsteuer.
(4) Etwaige im Landesteil Lübeck für den Aus¬

gleichsstock nach Abs. 1 und 2 nicht benötigte Beträge
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werden gemäß Z 4 dieses Gesetzes ans die Gemeinden ver¬
teilt.

8 30.
(1) Die durch Zuschüsse nicht gedeckten persönlichen

Bolksschullasten der Bürgermeistereien im Landesteil Bir¬
kenfeld sind wie folgt aufzubringen:
1. durch Schulstellenbeiträge , der Gemeinden:

a) in Höhe von jährlich 900 für jede von der
oberen Schulbehörde als notwendig anerkannte Leh¬
rerstelle,

b) in Höhe des nach § 27 Abs. 2 Ziffer 8 zu errech¬
nenden Durchschnittsbetrages des Diensteinkommens
für jede von der oberen Schulbehörde nicht als
notwendig anerkannte Lehrerstelle,

2. durch eine Vorbelastung der Gemeinden in Höhe von
20 v. H. der ordentlichen Reineinnahmen aus dem
eigenen Vermögen der Gemeinden,

3. der Rest durch Umlagen nach Z 23.
(2) Der Regierungspräsident in Birkenfeld bestimmt,

was als Reineinnahme im Sinne von Abs. 1 Ziffer 2
zu gelten hat.

8 31-
fl ) In den Steuerstatuten kann bestimmt werden,

daß die 88 160 bis 227 der Reichsabgabenordnung oder
einzelne Vorschriften aus ihnen sinngemäß Anwendung
finden sollen.

(2) Wegen Steuerhinterziehung (Z 396 Reichsabga-
benordnung ) können Geldstrafen bis zum fünffachen Be¬
trage der hinterzogenen Steuer angedroht werden . Auf
das Strafrecht und das Strafverfahren müssen die Vor¬
schriften der Z8 391 bis 476 der Reichsabgabenordnung
für entsprechend anwendbar erklärt werden , soweit sie
nicht unmittelbar Anwendung finden.

(3) Gemeindeabgaben (Steuern , Beiträge , Gebüh¬
ren) verjähren in 5 Jahren ; die Verjährung beginnt
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mit dem Ablauf des Rechnungsjahres , in dem der An»
sprach entstanden ist. Im übrigen finden auf die Ver¬
jährung die Vorschriften der Reichsabgabenotdnung ent¬
sprechende Anwendung.

8 32.

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes treten mit
Wirkung vom 1. April 1935 in Kraft . Das Oldenbur-
gische Finanzausgleichsgesetz vom 27. Februar 1934 tritt
mit dem gleichen Tage außer Kraft.

(2) Satzungen der Gemeinden und Gemeindever¬
bände über Steuern und andere Abgaben , die auf Grund
der den Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechenden Be¬
stimmungen früherer Finanzausgleichsgesetze im Rech¬
nungsjahr 1929 oder in früheren Rechnungsjahren ohne
zeitliche Beschränkung erlassen worden sind, behalten ihre
Gültigkeit über das Rechnungsjahr 1929 hinaus . So¬
weit in diesen Satzungen auf Bestimmungen früherer Fi¬
nanzausgleichsgesetze Bezug genommen worden ist, finden
die Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemäß Anwendung.

8 ^3.
Das Staatsministerium erläßt die zur Durchführung,

dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen.

Oldenburg , den 22. Februar 1935.

Staatsministerium
(Siegel .) Pauly.

Im Namen des Reichs verkünde ich! das vorstehende
Gesetz, dem die Reichsregierung ihre Zustimmung er¬
teilt hat.

Oldenburg , den 22. Februar 1935.

Der Reichsstatthalter.
(Siegel .) Növer.

i
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